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Aus der Rede des Landesvorsitzenden Norbert Blüm 
auf dem Landesparteitag der CDU NRW: 

„Gegen Feigheit in der Politik - 
für ein Bündnis der Vernunft!" 
deiner engagiert vorgetragenen Rede 
geigte Norbert Blüm die Versäumnisse 
"er SPD-Landesregierung auf: 

•••die Musterregierung für eine Politik 
der Unentschiedenheit ist die nordrhein- 
^estfälische Landesregierung. Für die 
^chuldfrage und das, was schiefgeht, hält 
Slch Rau an Bonn. Das befreit ihn von 
^strengender Arbeit und Selbstprüfung 
ür*d bewahrt ihn vor Entscheidungen. 
ch frage: Gibt es denn ein großes kon- 
r°verses Thema, bei dem Johannes Rau 

schon einmal klipp und klar Position 
bezogen hätte? Johannes Rau ist der Pro- 
^typ des modernen Besprechers. Zu 
llem etwas sagen und auf nichts sich 

festlegen. 
Cn erwarte von der nordrhein-westfäli- 
hen Regierung Entschiedenheit, und 

as bedeutet zweierlei: 
• daß sie entscheidet, 2. daß Entschei- 
Ungen durchgesetzt werden. 

öeshalb drei Fragen: 

>e hältst Du es, Johannes Rau, mit dem 
°hle-Kernenergieverbund ? 

s '« hältst Du es, Johannes Rau, mit der 
J*ule, wenn sje k|ein im stadtvierte| und 

»iöD( 
W 

»orf ist? 

v le hältst Du es, Johannes Rau, mit der 
er*ehrspolitik? 

d Ihr jetzt für oder gegen den Trans- 

rapid? Werden begonnene Autobahnen zu 
Ende gebaut oder landen sie im Grünen? 

Energiepolitik 
Wer aus der Kernenergie aussteigt muß 
den Kumpels an Rhein und Ruhr sagen, 
daß er die Zechen stillegen wird. Die 
Kohle wird nur absatzfähig bleiben in 
einer Mischkalkulation mit der Kernener- 
gie. Wir erwarten von der nordrhein-west- 
fälischen Landesregierung Entschieden- 
heit — also Entscheidungen und Konse- 
quenzen. 

Schulpolitik 
Wir verlangen klare Auskunft. Wollt Ihr 
noch die kleine Schule oder nicht? Wenn 
nur noch die große Gesamtschule das 
Muster nordrhein-westfälischer Schulpo- 
litik ist, muß es klar gesagt werden. 1985 
gab es in Nordrhein-Westfalen 1.284 voll 
funktionsfähige Hauptschulen. Im Schul- 
jahr 1988/89 sind es nur noch 886. Das 
nenne ich Schulreform auf Schleichwe- 
gen. 

Verkehrspolitik 
Wie haltet Ihr es mit der Verkehrspolitik? 
Die Verkehrsinvestitionen sind um 22,2 
Prozent vermindert worden. Wir wollen 
das Land nicht zubetonieren. Aber Auto- 
bahnen müssen zu Ende gebaut werden. 
Unvollendete Autobahnanschlüsse, wie 
die Netzanschlüsse A 44, A 33, A 46, sind 
Monumente sozialdemokratischer Ent- 
schlußlosigkeit. 
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Rechtsstaat 
Die Gladbecker Geiseltragödie ist das 
Beispiel einer organisierten Unentschlos- 
senheit, deren Ende mit panikhafter Hek- 
tik bezahlt werden mußte. Ich frage die 
nordrhein-westfälische Landesregierung: 
Entsprach die Flucht der Geiselnehmer 
der Linie der nordrhein-westfälischen 
Rechtspolitik? 
In Bremen sind die Konsequenzen aus 
dem Versagen gezogen worden. Nord- 
rhein-Westfalen bleibt seiner Linie treu: 
Politik ohne Konsequenz, Bekenntnis zur 
politischen Verantwortung ohne Folgen. 
Dies ist eine billige Politik, weil sie sich 
in Rederei erschöpft. Ich fordere Herbert 
Schnoor auf, dem Beispiel seines Bremer 
Kollegen zu folgen. Ich fordere den 
Rücktritt des nordrhein-westfälischen 
Innenministers. 

Europa 
Ich sehe in Europa eine neue Chance — 
auch für die Bürger unseres Landes. Die 
europäische Integration ist eine große 
Chance. Der europäische Binnenmarkt 
kann eine heilsame Medizin gegen bun- 
desdeutsche Verkrampfungen und Ver- 
kalkungen werden. 

Die Wahlen 
Das Thema liegt uns näher als den Sozia- 
listen. Adenauer, De Gasperi, Schuman 
waren die Initiatoren der europäischen 
Integration. Unter Helmut Kohls Präsi- 
dentschaft ist Europa einen großen 
Schritt vorwärtsgekommen. Wir werden 
unser europäisches Licht nicht unter den 
Scheffel stellen. 
Die Kommunalwahl wird der Test unse- 
rer Verankerung im Leben Nordrhein- 
Westfalens sein. Bonn hat den Kommu- 
nen geholfen. Trotz Steuerreform stiegen 
die Steuereinnahmen der Gemeinden um 

7,3 Prozent. Das ist mehr als bei Bund 
und Land. 
In der Landtagswahl hängt es von der 
CDU ab, ob das Land fähig ist zum 
Wechsel. Mehr als 20 Jahre SPD sind 
genug. Die nordrhein-westfälische CDU 
hat für das Land viel geleistet und in 
Bonn für Düsseldorf gearbeitet. 
Laßt Euch nicht demoskopisch in den 
Keller reden. Meinungsbefragungen mit 
Wahlentscheidungen entwickeln oft eine 
sich selbst erfüllende Dynamik. Deshalb 
prophezeie ich: Wir werden gewinnen. 

Unser Landesparteitag 
im Spiegel der Presse 
Die Süddeutsche Zeitung berichtet: Blüm 
richtete in seiner Abschlußrede heftige 
Angriffe gegen den Westdeutschen Rund- 
funk (WDR), den er als „große Unions- 
Schallschluckmauer" bezeichnete. Wenn 
die CDU zusammenstehe, könne sie nie- 
mand aufhalten. „ Wir müssen nur die 
Sperrmauer WDR hinwegschießen." 

Die Neue Rhein-Zeitung zitiert Norbert 
Blüm: „ Wenn ich erst Gesundheit und 
Rente hinter mir habe, dann Gnade dir, 
Johannes Rau! Mich haben schon ganz 
andere Leute unterschätzt... Die Pharmü 
wollte mit mir Schlittenfahren, und jetzt 
sitzt sie mit kaltem Hintern im Schnee." 

In der Kölnischen Rundschau ist zu lesen 
Entscheidend für den Ausgang der näch- 
sten Landtagswahl und damit für den 
Durchbruch der CDU in diesem Bundes- 
land wird es sein, ob es der Unionsführun% 
gelingt, die Mandatsträger zu einem offin' 
siven Wahlkampf aufzurütteln. So man-   ; 
eher Abgeordneter hat sich auf der OppoS'' 
tionsbank recht gemütlich eingerichtet. 
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Generalsekretär Dr. Helmut Linssen: 

CDU und NRW - 
Das Bündnis der Vernunft 
|l 4 Foren beschäftigte sich der Parteitag mit zentralen Themen der Landespoli- 
p. Im Mittelpunkt der Foren — Arbeit schaffen — Wirtschaft stärken — 
Ujnwelt schützen — Bürokratie abbauen — stand der Dialog zwischen den Par- 
I tagsdelegierten, zwischen Fachleuten von innerhalb und außerhalb der Partei. 
Und wie erhofft, die Foren entwickelten sich zu Sammelstellen von Ideen für die 
Monomische una" ökologische Erneuerung unseres Landes. 

as reicht von veränderten Arbeitszeiten, 
^nmehr Flexibilisierung und Individu- 
'Sierung in der Arbeitswelt, über eine 

^Packendere Wirtschaftspolitik, eine 
'ektivere Umweltpolitik, bis hin zum 

f^bau der in NRW wuchernden Büro- 
kratie. 

n den Foren wurde vor allem die Mut- 
nd Phantasielosigkeit der nordrhein- 

westfälischen Landesregierung bei der 
Lösung zentraler Probleme unseres Lan- 
des deutlich. Mit Abschalten, Abwarten, 
Aussitzen, werden keine Voraussetzungen 
geschaffen, den notwendigen Struktur- 
wandel voranzutreiben. 

Die CDU Nordrhein-Westfalen fordert 
die Tarifvertragsparteien auf, endlich 
Arbeitszeiten nach den Wünschen der 

Blüms Vorlage sichert Rente 
£um von Bundesarbeitsminister Dr. Norbert Blüm vorgelegten Diskussions- und 
**eferentenentwurf zur Reform der Rentenversicherung erklärt der Generalsekretär 
d*r CDU, Dr. Heiner Geißler: 
Norbert Blüms Vorlage sichert die leistungsbezogene Rente als einen elementa- 
ren Bestandteil der Sozialen Marktwirtschaft. Die vorgeschlagenen Maßnahmen 
stabilisieren langfristig unser Rentensystem und modernisieren es gleichzeitig, 
^sonders wichtig ist dabei: Die Rentenstrukturreform hat — entsprechend den 
Beschlüssen des CDU-Bundesausschusses vom September — mit der Anerken- 
nung von weiteren zwei Erziehungsjahren und mit der Berücksichtigung der 
häuslichen Pflege eine familien- und kinderfreundliche Komponente vorgese- 
hen und damit ein neues Kapitel in der Rentenpolitik aufgeschlagen. 
Bei der parlamentarischen Beratung des von ihm vorgelegten Entwurfs kann 
Norbert Blüm sich auf die volle Unterstützung der Christlich Demokratischen 
Ur,ion Deutschlands verlassen. 
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Arbeitnehmer zu vereinbaren, die Teil- 
zeitarbeit aus ihrem Schattendasein her- 
auszuholen. Freilich werden weitere 
Arbeitzeitflexibilisierungen an eine Ver- 
längerung der Maschinenlaufzeiten 
gekoppelt sein müssen. 

Die nordrhein-westfälische Wirtschaftpo- 
litik braucht einen neuen Geist des Auf- 
bruchs. In unser Land muß wieder jene 
Pioniergesinnung einziehen, die einst 
Nordrhein-Westfalen an die Spitze des 
Industriestaates Bundesrepublik 
Deutschland brachte. Das verlangt eine 
mutige Strukturpolitik. Fehlende Auto- 
bahnanschlüsse müssen hergestellt, Flug- 
häfen den modernen Verkehrsanforde- 
rungen entsprechend ausgebaut werden. • 
Die Zusammenarbeit zwischen Wissen- 
schaft und Wirtschaft, zwischen Groß- 
und Kleinbetrieben kann noch besser 
organisiert werden. In der Forschung 
muß Nordrhein-Westfalen wieder an die 
Spitze der Bundesrepublik Deutschland. 

Das hilft auch dem Umweltschutz und 
ermöglicht eine effizientere Umweltpoli- 
tik. Die nordrhein-westfälische Umwelt- 
politik ergeht sich derzeit mehr in Ankün- 
digungen, denn in konkreter Realisierung 
von Vorhaben und Projekten. Das reicht 
von der Abfallbeseitigung bis hin zum 
Problem der Abwässer. Die nordrhein- 
westfälische CDU erwartet gerade vom 
Einsatz neuer Technologien einen besse- 
ren Schutz unserer natürlichen Umwelt. 

Alle aus den Foren gewonnenen Erkennt- 
nisse und Vorschläge werden wir in näch- 
ster Zeit sorgfältig aufarbeiten und für 
die weitere politische Arbeit nutzen. Mit 
der Diskussion in den Foren, mit dieser 
Sammelstelle für Ideen und Initiativen 
hat die nordrhein-westfälische CDU 
einen wichtigen Beitrag zur Umsetzung 
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ihres Parteitagsmottos geleistet. Das 
Bündnis der Vernunft, das wir den Bürge' 
rinnen und Bürgern von Nordrhein-West- 
falen anbieten, kann nur aus einem inten- 
siven Austausch mit den Menschen in 
unserem Land entstehen. Wir wissen 
nicht alles, und nicht alles besser. Wir 
sind der Partner des Bürgers für eine ver- 
nünftige Politik für Nordrhein-Westfalen 

Keine Mitschnitte 
Nach einem Gespräch mit Landtagsprä- 
sident Josef Denzer erklärt der Parla- 
mentarische Geschäftsführer der CDU- 
Landtagsfraktion, Heinz Hardt: 
„Die in einigen Zeitungen geäußerte 
Vermutung, Abgeordnete des nord- 
rhein-westfälischen Landtags oder 
Mitarbeiter der Fraktionen hätten 
möglicherweise Tonbandmitschnitte 
von nichtöffentlichen Ausschußsitzun- 
gen gefertigt, entbehrt jeder Grund- 
lage. 
Für die CDU-Landtagsfraktion 
erkläre ich: Weder Abgeordnete noch 
Mitarbeiter unserer Fraktion haben zu 

irgendeinem Zeitpunkt nichtöffentli- 
che Ausschußsitzungen mitgeschnit- 
ten. 
Die CDU-Landtagsfraktion bedauert, 
daß der Präsident des Landtags NW 
nicht die Kraft hat, Abgeordnete und 
Mitarbeiter diskriminierende Bericht- 
erstattungen zu dementieren. 
Es wäre die Pflicht des Präsidenten 
gewesen, sich schützend vor die Abge' 
ordneten des Landtags NW und die 
Mitarbeiter der Fraktionen zu stellen» 
zumal er selbst die Grundlage für 
diese Veröffentlichungen geliefert 
hat." 
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Agrarexperte Walter Neuhaus, MdL: 

CDU fordert Konsequenzen 
aus dem Hormonskandal 
Eine „ehrliche Bestandsaufnahme" des von Minister Matthiesen mit großem 
*~ressewirbel ausgerufenen Hormonskandals hätte es nach Auffassung des CDU- 
^grarexperten Walter Neuhaus erfordert, die wahre Dimension des Skandals ins 
rechte Licht zu rücken. 

die Matthiesen jetzt für moderne Kon- 
trollmethoden investiert." 
Neuhaus zeigte sich zuversichtlich, daß 
es bei der Festlegung eines höheren Straf- 
rahmens für illegale Praktiken und bei 
der Normierung von flächengebundenen 
Bestandsobergrenzen für Mastbetriebe zu 
einem breiten Konsens zwischen Brüssel, 
Bonn und den Bundesländern komme. 
Der in Bonn vorgelegte Entwurf eines 
Strukturgesetzes für die bäuerliche Land- 
wirtschaft lasse noch hinreichend Spiel- 
raum. Neuhaus: „Wir müssen uns aber 
vor Überreaktionen genauso hüten wie 
vor rein kosmetischen Korrekturen. Die 
Landwirtschaft braucht verläßliche Rah- 
menbedingungen und keinen Polit- 
Streit." 

CDU 

^euhaus: „Bei jährlich 310000 Kälber- 
^hlachtungen in NRW waren mit knapp 

000 positiven Befunden drei Prozent 
betroffen. Von den ca. 250 Kälbermästern 
>n NRW haben demnach mehr als 90 Pro- 
2ent nicht zu verbotenen Masthilfen 
gegriffen." Diesen unschuldig betroffe- 
nen Betrieben, die durch den zusammen- 
gebrochenen Markt teilweise vor dem 
Kum stünden, müsse jetzt unbürokratisch 

nd schnell geholfen werden, forderte 
Neuhaus. 

n keinem Fall dürfe aber nun die „Ent- 
ering" ausgerufen werden, erklärte 

^euhaus. Die CDU-Fraktion begrüße 
eshalb ausdrücklich die von Matthiesen 
gekündigte personelle und apparative 
ufstockung der staatlichen Untersu- 
üngsärmei- und die angekündigten 

s-  ärferen Kontrollen. Matthiesen müsse 
ch jedoch fragen lassen, ob diese Maß- 
dnrnen nicht um Jahre zu spät kommen. 

euhaus: „Gravierende Verdachtsmo- 
j ^nte gab es bereits seit Anfang des 80er 

nre." Moderne Geräte, die Matthiesen 
x,.zt anschaffe, würden beispielsweise in 

jedersachsen seit langem genutzt. Der 
d   U-Agrarexperte: „Der Schaden bei 
Jjn ehrlichen Mästern ist um ein vielfa- 
nes höher, als die 3,6 Millionen Mark, 
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Luissen: SPD macht NRW 
zum Medienschlußlicht j 
Zum SPD-Forum „Medien in NRW — Impulse für Wirtschaft, Kultur und 
Demokratie" erklärt der Generalsekretär der CDU NRW, Dr. Helmut Luissen: 

„Im Januar 1987 hat der Landtag das 
Landesrundfunkgesetz verabschiedet. 
Heute, mehr als 20 Monate nach der Ver- 
abschiedung des Gesetzes, gibt es immer 
noch keinen einzigen privaten Hörfunk- 
sender in Nordrhein-Westfalen. Die vor- 
hersehbaren Fehleinschätzungen von 
SPD und Landesregierung haben dafür 
gesorgt, daß Nordrhein-Westfalen zum 
Schlußlicht der Medienentwicklung in 
der Bundesrepublik zu werden droht. 
Es muß also wie Hohn wirken, wenn sich 
nunmehr die Vereinigung der Privatrund- 
funkverhinderer dahinstellt und über 
„Impulse" philosophiert, die sie nicht 
gegeben hat und auch nicht geben kann. 
Die medienpolitische Negativbilanz der 
SPD wird vor allem jene Bürger und 
Gruppen empören, die sich mit hohem 
ehrenamtlichen Engagement in mehr als 
40 Veranstaltergemeinschaften zusam- 
mengeschlossen haben, weil sie Pro- 
gramm gestalten wollen, doch bis heute 
konnte sich aber wegen des hohen wirt- 
schaftlichen Risikos noch keine einzige 
der vom Gesetz zwingend vorgeschriebe- 
nen Betriebsgesellschaften gründen, die 
das Programm finanzieren soll. Nach 
mehr als 20 Monaten liegen nicht einmal 
die Verbreitungsgebiete für die Pro- 
gramme fest. 
Die nordrhein-westfälische CDU ist trotz 
ihrer grundsätzlichen Bedenken gegen 
die unzulänglichen Regelungen des Lan- 
desrundfunkgesetzes bereit, an der Auf- 
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gäbe, in Nordrhein-Westfalen privaten 
Hörfunk und privates Fernsehen zu 
schaffen, mitzuwirken. Um aus der Phase 
der Entmutigung herauszukommen, müs- 
sen jedoch umgehend folgende Initiati- 
ven ergriffen werden: 
D Die Verbreitungsgebiete für lokale 
Programme sind zeitgleich so festzulegen, 
daß ein wirtschaftlicher Betrieb lokalen 
Hörfunks gewährleistet ist. Es darf in kei- 
nem Fall dazu kommen, daß durch eine 
nicht zeitgleiche Festlegung von Verbrei- 
tungsgebieten ganze Regionen unseres 
Landes ausgesperrt bleiben. 
0 Für den lokalen Rundfunk müssen im 
ganzen Land und nicht nur in Teilgebieten 
die sendetechnischen Voraussetzungen 
geschaffen werden. Hierfür sind auch Fre- 
quenzen des WDR heranzuziehen, die die' 
ser bisher nicht oder täglich nur kurzfristig 
benutzt." 

Zitat 
Die Bürger in Nordrhein-Westfalen 
können von der Politik in diesem Land 
mehr Mut, mehr Kreativität, mehr In- 
itiative, mehr Phantasie verlangen. Wer 
glaubt, daß eine dieser Eigenschaften 
den Ministerpräsidenten unseres Lan- 
des ziert, der muß dann auch glauben, 
daß Casanova ein leuchtendes Vorbild 
ehelicher Treue war. 
Dr. Helmut Linssen, Generalsekretär 
der CDU Nordrhein-Westfalen 
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CDU: Keine Veränderung des 
Mengengerüsts bei der Steinkohle 
?er geschäftsführende Vorstand der CDU 
N*W erklärt: 
" Die augenblickliche Auseinanderset- 
*^g über die Zukunft der Kohle findet 

^ne die nordrhein-westfälische Landes- 
egierung statt. Sie ist außerstande, 
ukunftsweisende Vorschläge und Kon- 
nte zur Sicherung der heimischen 
°hle vorzulegen und gefährdet überdies 

.-.^h ihre ablehnende Haltung gegen- 
er der Kernkraft den einzig wirklichen 

eUungsanker für die heimische Kohle, 
. n Kohle-Kernenergie-Verbund. Dieser 

round ist die „Geschäftsgrundlage" für 
e Bereitschaft der revierfernen Länder, 
cn an den Kosten für die heimische 
°hle zu beteiligen. 

J» Die CDU NRW erwartet von der Lan- 
Regierung ein eindeutiges Bekenntnis 

. m Kohle-Kernenergie-Verbund auch 
I s Grundlage für eine Nachfolgerege- 
.   8 des bestehenden Jahrhundertver- 

8s. Erst das schafft die Rahmenbedin- 
I    8en für eine zukunftsorientierte Koh- 

Politik, auf die alle Betroffenen, nicht 
s   

et^ der Bergleute, dringend angewie- sen sind. 

J* pür die CDU NRW steht eine Verän- 
j, ^ng des Mengengerüsts, das in der 

nierunde Ende vergangenen Jahres 
^ einbart wurde, nicht zur Debatte. Wer 
rj   Vereinbarten Mengen nach unten kor- 
Ären W»H. stößt auf den erbitterten 
CDnrStanc^ ^er nor(^rriein-westfälischen 
nj V- Was den Kumpeln in der Kohle- 
WerH

e Versprochen wurde, muß gehalten 

0 Die zusätzlichen Lasten, die durch die 
Verteuerung der Kohle entstanden sind, 
müssen von Stromerzeugern, Stromver- 
brauchern, von Bund und Land getragen 
werden. Keiner darf sich aus der Verant- 
wortung stehlen. 

JU NRW setzt sich 
für Transrapid ein 
Die Junge Union Nordrhein-Westfa- 
len hat Bundeskanzler Helmut Kohl 
aufgefordert, mit der Entscheidung 
über den Bau einer Pilotstrecke für die 
Magnetschnellbahn Transrapid nicht 
unnötig lange zu warten. 
In einem Brief an den Bundeskanzler 
betonte der forschungspolitische Spre- 
cher der CDU-Nachwuchsorganisa- 
tion, Josef Gochermann, daß der von 
Kohl kürzlich in Dortmund genannte 
Zeitpunkt für eine Entscheidung erst 
nach der Sommerpause 1989 von der 
JU als erheblich zu spät angesehen 
werde. 
Bei einem so innovativen, in der Bun- 
desrepublik entwickelten Verkehrsmit- 
tel wie der Magnetschwebebahn 
Transrapid, dürfte man sich eine Ver- 
zögerung der Erprobung im Alltagsbe- 
trieb nicht erlauben. Der technische 
Vorsprung vor Japan und den USA 
dürfte nicht durch eine zögerliche 
politische Haltung verspielt werden, 
so Gochermann. 
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Termine 
15. 11. 1988 
17. 11. 1988 

17.00 Uhr 
19.00 Uhr 

21.11.1988     15.00 Uhr 

27.11.1988    10.45 Uhr 

29. 11. 1988 15.00 Uhr 
1. 12. 1988 19.00 Uhr 

2. 12. 1988 9.00 Uhr 

3.12.1988     10.00 Uhr 

6. 12. 1988 
8. 12. 1988 

14.00 Uhr 
18.00 Uhr 

LFA Wissenschaft und Forschung 
CDA Kreisverband Dortmund 
„Die Evangelische Kirche und die 
politischen Parteien" 
Kolpinghaus 
(Auskünfte: Tel. [0231] 522952) 
Ost- und Mitteldeutsche 
Vereinigung 
Pressegespräch über die gegenwär- 
tige Deutschlandpolitik mit 
Dr. Herbert Hupka, Städtischer 
Saalbau, Huyssenallee 53 
(Auskünfte: Herr Wollziefer 
Tel. [02 11] 13600-38) 
CDA Nordrhein-Westfalen 
Gedenkfeier mit Wolfgang Vogt, 
MdB u. BM Prof. Rita Süssmuth, 
zur Familienpolitik, Kolpinghaus 
(Auskünfte: Herr Lindemann/ 
Frau Reitz, Tel. [02 11] 1 3600-57) 
LFA Schule und Bildung 
LFA Wirtschafts- und 
Strukturpolitik 
Landesdelegiertentagung AGRAR 
Nordrhein-Westfalen 
mit Ignaz Kiechle, BM Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
(Auskünfte: Tel. [02 11] 1 3600-49) 
Junge Union Nordrhein-Westfalen 
Grundsatzforum „Der einzelne — 
Kleine Lebenskreise — Gesell- 
schaft" 
(Auskünfte: Herr Frieling 
Tel. [0211] 13600-53 
LFA Jugend und Familie 
Podiumsdiskussion WIV 
BV Ruhrgebiet „Städtische Kultur- 
politik und Wirtschaftsförderung" 
(Auskünfte: Tel. [02 11] 1 3600-51) 

Düsseldorf 

Essen 

Köln 

Düsseldorf 

Dortmund 

Bonn 
Düsseldorf 

Dortmund 
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